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2126

Verordnung 
zum Schutz vor Neuinfi zierungen mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 
 (Coronaschutzverordnung – CoronaSchVO) 

Vom 17. August 2021

Auf Grund von §  32 in Verbindung mit §  28 
Absatz 1, §  28a Absatz 1, 3 bis 6, §  28b Ab-
satz 5, § 73 Absatz 1a Nummer 6 und 24 des 
Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl.  I S.  1045), von denen §  28 Absatz  1 
zuletzt durch Artikel  1 Nummer  16 des Ge-
setzes vom 18. November 2020 (BGBl.  I 
S.  2397) geändert, §  28a Absatz  1, 4 bis 6 
durch Artikel 1 Nummer 17 des Gesetzes vom 
18. November 2020 (BGBl.  I S.  2397) einge-
fügt, §  28a Absatz  3 durch Artikel  1 Num-
mer  2c des Gesetzes vom 29. März 2021 
(BGBl.  I S.  370) geändert, §  28b Absatz  5 
durch Artikel 1 Nummer 2 des Gesetzes vom 
22. April 2021 (BGBl. I S. 802) eingefügt, § 32 
durch Artikel 1 Nummer 4 des Gesetzes vom 
22. April 2021 (BGBl.  I S.  802) neu gefasst, 
§ 73 Absatz 1a Nummer 6 zuletzt durch Arti-
kel  1 Nummer  26 des Gesetzes vom 19. Mai 
2020 (BGBl.  I S.  1018) und §  73 Absatz  1a 
Nummer  24 zuletzt durch Artikel  1 Num-
mer  5 des Gesetzes vom 22. April 2021 
(BGBl. I S. 802) geändert worden sind, sowie 
von §  11 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmenverordnung vom 8.  Mai 2021 
(BAnz AT 08.05.2021 V1) und § 13 des Infek-
tionsschutz- und Befugnisgesetzes vom 14. 
April 2020 (GV. NRW. S. 218b), der durch Ar-
tikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 25. März 
2021 (GV. NRW. S.  312) geändert worden ist, 
verordnet das Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales:

§ 1
Zielsetzung, Schutzmaßstab

(1) Zur Fortsetzung der erfolgreichen Be-
kämpfung der SARS-CoV-2-Pandemie, zur 
Begrenzung eines erneuten Anstiegs der In-
fektionszahlen und insbesondere zur weiteren 
Gewährleistung ausreichender medizinischer 
Versorgungskapazitäten werden mit dieser 
Verordnung Maßnahmen angeordnet, die die 
Infektionsgefahren wirksam und zielgerichtet 
eindämmen. 

(2) Unter Wahrung des Grundsatzes der Ver-
hältnismäßigkeit sollen die Regelungen dieser 
Verordnung im Zusammenwirken mit dem 
fortschreitenden Schutz der Bevölkerung 
durch das Impfen und der Eigenverantwor-
tung der Bürgerinnen und Bürger Rahmen-
bedingungen für das öffentliche und private 
Leben setzen, die vor allem geimpften und 
 genesenen Personen wieder eine weitgehend 
uneingeschränkte Nutzung von gesellschaft-
lichen, kulturellen, sozialen und sportlichen 

Angeboten und Einrichtungen ermöglichen 
und so eine größtmögliche Normalisierung al-
ler sozialen, gesellschaftlichen, kulturellen 
und wirtschaftlichen Lebensbereiche ermög-
lichen. Dabei sind andererseits ein Wieder-
anstieg der Infektionszahlen und die daraus 
resultierenden gesundheitlichen Gefahren 
nachhaltig zu begrenzen und vor allem ein-
schneidendere Schutzmaßnahmen auch in 
Zukunft entbehrlich zu machen. 

(3) Das Maß der erforderlichen Schutz-
maßnahmen orientiert sich an der Zahl der 
Neuinfektionen und den durch die Infektio-
nen  erforderlichen Krankenhausaufnahmen, 
dem Anteil der intensivpfl ichtigen COVID-
19-Fälle an der ITS-Kapazität, der Zahl der 
Todesfälle, der Altersstruktur der Infi zierten, 
der Entwicklung des R-Wertes sowie dem 
Grad der Immunisierung der Bevölkerung. 
Maßgeblich für die Zahl der Neuinfektionen 
sind die regionalen Infektionszahlen der 
Kreise und kreisfreien Städte sowie die lan-
desdurchschnittlichen Infektionszahlen. Indi-
kator für die Infektionszahlen ist dabei die 
Zahl der Neuinfektionen innerhalb von sie-
ben Tagen bezogen auf 100 000 Einwohner 
(7-Tage-Inzidenz der Neuinfektionen) in der 
Fassung der vom Robert Koch-Institut für die 
Kreise und kreisfreien Städte im Internet un-
ter https://www.rki.de/inzidenzen veröffent-
lichten Werte der 7-Tage-Inzidenz der Neu-
infektionen. 

§ 2
Allgemeine Grundregeln, 

Begriffsbestimmungen

(1) Jede in die Grundregeln des Infektions-
schutzes einsichtsfähige Person ist verpfl ich-
tet, sich so zu verhalten, dass sie sich und an-
dere keinen unangemessenen Infektionsgefah-
ren aussetzt. Hierzu sind die allgemeinen 
Verhaltensregeln zu Abstand, Hygiene und 
Masken (sogenannte AHA-Regeln) möglichst 
umfassend in allen Lebensbereichen einzu-
halten. Die Anlage zu dieser Verordnung ent-
hält hierzu grundlegende Verhaltensregeln.

(2) Von Angeboten und Einrichtungen, die für 
Kunden- oder Besucherverkehre geöffnet 
sind, sind die in der Anlage zu dieser Verord-
nung unter Nummer II festgelegten verbindli-
chen Hygiene- und Infektionsschutzregelun-
gen verpfl ichtend umzusetzen. Für Angebote 
und Einrichtungen des öffentlichen Personen-
verkehrs können abweichende eigene Infek-
tionsschutzkonzepte erstellt werden. Die zu-
ständigen Behörden können zusätzliche oder 
abweichende Vorgaben anhand der konkreten 
Situation des Einzelfalls machen.

(3) Für Einrichtungen, in denen in Innenräu-
men Veranstaltungen mit mehr als 100 Perso-
nen ohne feste Sitzplätze durchgeführt wer-
den sollen, sowie für Clubs, Diskotheken und 
ähnliche Einrichtungen ist der zuständigen 
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unteren Gesundheitsbehörde (Gesundheits-
amt) vor der erstmaligen Öffnung ein einrich-
tungsbezogenes Hygienekonzept vorzulegen, 
das insbesondere die in der Anlage zu dieser 
Verordnung genannten Aspekte gewichtet und 
Maßnahmen zur wirksamen Minimierung des 
Ansteckungsrisikos festlegt. Für Einrichtun-
gen, deren Betrieb am 19. August 2021 zu-
lässig war, ist das Konzept bis spätestens zum 
31. August 2021 nachzureichen.

(4) Bei der Durchführung von Tätigkeiten der 
Angehörigen der Heilberufe mit Approbation 
und sonstiger Personen, die zur Ausübung der 
Heilkunde gemäß § 1 des Heilpraktikergeset-
zes befugt sind, sollen die jeweils aktuell gel-
tenden Empfehlungen und Richtlinien des 
Robert Koch-Instituts beachtet werden. Das-
selbe gilt für zur Versorgung erforderliche 
 Tätigkeiten der ambulanten Pfl ege und der 
Betreuung im Sinne des Fünften, des Achten, 
des Neunten und des Elften Buches Sozialge-
setzbuch. Das Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales kann zum Schutz der 
besonders vulnerablen Gruppen weiterge-
hende und von den nachfolgenden allgemei-
nen Regelungen abweichende rechtliche Vor-
gaben sowie Besuchs- und Schutzkonzepte 
für medizinische Einrichtungen, Alten- und 
Pfl egeeinrichten, Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe und Sozialhilfe sowie Sammelunter-
künfte für Flüchtlinge erlassen.

(5) Für Betriebe, Unternehmen, Behörden 
und andere Arbeitgeber können sich über 
diese Verordnung hinausgehende Vorgaben 
zum Infektionsschutz aus den Vorschriften 
des Arbeitsschutzes, insbesondere der SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzverordnung des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Soziales vom 
25. Juni 2021 (BAnz AT 28.06.2021 V1) in der 
jeweils geltenden Fassung ergeben. Weiter-
gehende Pfl ichten aus anderen einschlägigen 
Rechtsvorschriften und aus konkreten be-
hördlichen Anordnungen bleiben unberührt.

(6) Für den Betrieb von Kindertageseinrich-
tungen, Kindertagespfl egestellen und Schulen 
gelten die besonderen Regelungen der Corona-
betreuungsverordnung. 

(7) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften 
stellen für Versammlungen zur Religionsaus-
übung eigene Regelungen auf, die ein dieser 
Verordnung vergleichbares Schutzniveau si-
cherstellen. Diese Regelungen treten für den 
grundrechtlich geschützten Bereich der Reli-
gionsausübung an die Stelle der Bestimmun-
gen dieser Verordnung und sind den zuständi-
gen Behörden auf Anforderung zu übermit-
teln. Kirchen und Religionsgemeinschaften, 
die keine solchen Regelungen aufstellen, un-
terfallen auch für Versammlungen zur Religi-
onsausübung den Bestimmunen dieser Verord-
nung. Die Rechte der nach §  5 zuständigen 
Behörden zu Anordnungen im Einzelfall blei-
ben unberührt.

(8) Immunisierte Personen im Sinne dieser 
Verordnung sind vollständig geimpfte und 
 genesene Personen gemäß den Regelungen von 
§ 1 Absatz 3, § 2 Nummer 1 bis 5, § 3 und § 7 
der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnah-
menverordnung vom 8.  Mai 2021 (BAnz AT 
08.05.2021 V1). Getestete Personen im Sinne 
dieser Verordnung sind Personen, die über ein 
nach der Corona-Test-und-Quarantäneverord-
nung bescheinigtes negatives Ergebnis eines 
höchstens 48 Stunden zurückliegenden Anti-
gen-Schnelltests oder eines von einem aner-
kannten Labor bescheinigten höchstens 48 
Stunden zurückliegenden PCR-Tests verfügen. 
Schulpfl ichtige Kinder und Jugendliche mit 
Schülerausweis gelten aufgrund ihrer Teil-
nahme an den verbindlichen Schultestungen 
als getestete Personen. Kinder bis zum Schul-
eintritt sind ohne Vornahme eines Coronatests 
getesteten Personen gleich gestellt. 

(9) Veranstaltung im Sinne der nachfolgenden 
Regelungen ist ein zeitlich und örtlich be-
grenztes und geplantes Ereignis mit einer de-
fi nierten Zielsetzung oder Absicht in der 
 Verantwortung einer Veranstalterin oder eines 
Veranstalters, an dem eine Gruppe von Men-
schen gezielt als Mitwirkende oder Be-
suchende teilnimmt. Die bloße gleichzeitige 
Inanspruchnahme von dauerhaften Einrich-
tungen (Besuch von Museen, Bibliotheken, 
Zoologischen Gärten und so weiter) durch 
mehrere Personen ist keine Veranstaltung in 
diesem Sinne; dasselbe gilt für öffentliche 
Wahlen, Gerichtsverhandlungen und Ange-
bote der medizinischen Versorgung wie Impf-
angebote, Blutspendetermine und ähnliches.

§ 3
Maskenpfl icht

(1) An folgenden Orten ist mindestens eine 
medizinische Maske (sogenannte OP-Maske) 
zu tragen:

1.  in Fahrzeugen des öffentlichen Personen-
nah- oder -fernverkehrs einschließlich der 
entgeltlichen oder geschäftsmäßigen Beför-
derung von Personen mit Kraftfahrzeugen 
samt Taxen und Schülerbeförderung sowie 
innerhalb anderer geschlossener Fahrzeuge 
(Bahnen, Schiffe, Flugzeuge und so weiter),

2.  in Innenräumen, in denen mehrere Perso-
nen zusammentreffen, soweit diese Innen-
räume – mit oder ohne Eingangskontrolle – 
auch Kundinnen und Kunden beziehungs-
weise Besucherinnen und Besuchern 
zugänglich sind,

3.  in Warteschlangen und Anstellbereichen 
sowie unmittelbar an Verkaufsständen, 
Kassenbereichen und ähnlichen Dienstleis-
tungsschaltern sowie

4.  bei Sport-, Kultur- und sonstigen Veran-
staltungen im Freien mit mehr als 2 500 
Besucherinnen und Besuchern.
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(2) Abweichend von Absatz  1 kann auf das 
Tragen einer Maske ausnahmsweise verzichtet 
werden

1.  in Privaträumen bei ausschließlich priva-
ten Zusammentreffen,

2.  in ambulanten und stationären Wohn- 
und Betreuungsangeboten für ältere Men-
schen und Menschen mit Behinderungen 
und stationären Einrichtungen der So-
zialhilfe, soweit kein direkter Kontakt mit 
nicht vollständig geimpften oder genese-
nen Bewohnerinnen und Bewohnern be-
steht, sowie in Wohnangeboten der Kin-
der- und Jugendhilfe,

3.  in Haft- und Arresträumen von Justiz-
vollzugseinrichtungen und vergleichba-
ren Einrichtungen,

4.  bei der Berufsausübung in Innenräumen, 
Fahrzeugen und ähnlichem, wenn 

 a)  der Mindestabstand von 1,5 Metern si-
cher eingehalten wird oder

 b)  ausschließlich immunisierte Beschäf-
tigte zusammentreffen oder 

 c)  an festen Arbeitsplätzen oder in festen 
Teams ausschließlich immunisierte 
oder getestete Beschäftigte zusammen-
treffen, sofern nicht aus Gründen des 
Arbeitsschutzes (zum Beispiel wegen 
Tätigkeiten mit hohem Aerosolaus-
stoß) das Tragen von Masken geboten 
ist,

5.  in gastronomischen Einrichtungen an fes-
ten Sitz- oder Stehplätzen, wenn zwischen 
den Tischen ein Abstand von 1,5 Metern 
eingehalten oder eine bauliche Abtren-
nung angebracht wird,

6.  in Clubs, Diskotheken und ähnlichen Ein-
richtungen sowie bei Tanzveranstaltungen 
einschließlich privater Feiern mit Tanz, 
wenn im jeweiligen Hygienekonzept keine 
abweichenden Regelungen getroffen sind 
und der Zutritt nur immunisierten oder 
getesteten Personen erlaubt ist, wobei ab-
weichend von §  2 Absatz  8 Satz  2 ein 
PCR-Test erforderlich ist,

7.  in Bildungseinrichtungen und Kulturein-
richtungen sowie bei Veranstaltungen und 
Versammlungen, Tagungen, Messen und 
Kongressen an festen Sitz- oder Steh-
plätzen, wenn entweder die Plätze einen 
Mindestabstand von 1,5 Metern haben 
oder alle Personen immunisiert oder ge-
testet sind,

8.  in Einsatzsituationen von Sicherheitsbe-
hörden, Feuerwehr, Rettungsdienst und 
Katastrophenschutz sowie des Abschie-
bungshaft-, Maßregel- und Justizvollzugs,

9.  wenn das zur Ermöglichung einer Dienst-
leistung oder ärztlichen Behandlung er-
forderlich ist,

10.  zur notwendigen Einnahme von Speisen 
und Getränken,

11.  bei der Kommunikation mit einem gehör-
losen oder schwerhörigen Menschen,

12.  beim Tanzen, während der Sportaus-
übung, soweit dies für die Sportausübung 
erforderlich ist, sowie bei anderen Tätig-
keiten, die nur ohne das Tragen einer 
Maske ausgeübt werden können (Spielen 
von Blasinstrumenten und ähnliches),

13.  beim gemeinsamen Singen, wenn nur im-
munisierte oder getestete Personen teil-
nehmen, wobei abweichend von §  2 Ab-
satz 8 Satz 2 ein PCR-Test erforderlich ist,  

14.  von Inhaberinnen und Inhabern sowie Be-
schäftigten von Einrichtungen, die für 
Kunden- oder Besucherverkehre geöffnet 
sind, wenn das Tragen der Maske durch 
gleich wirksame Schutzmaßnahmen (Ab-
trennung durch Glas, Plexiglas oder ähn-
liches) ersetzt wird,

15.  bei Gruppenangeboten in geschlossenen 
Räumen für bis zu 20 Teilnehmende in der 
Kinder- und Jugendarbeit sowie bei El-
tern-Kind-Angeboten,

16.  bei touristischen Busreisen sowie Kinder- 
und Jugend- sowie Familienerholungs-
fahrten von öffentlichen und freien Trä-
gern der Kinder- und Jugendhilfe an fes-
ten Sitzplätzen, wenn alle Teilnehmenden 
immunisiert oder getestet sind,

17.  auf behördliche oder richterliche Anord-
nung,

18.  von Personen, die aus medizinischen 
Gründen keine Maske tragen können; das 
Vorliegen der medizinischen Gründe ist 
durch ein ärztliches Zeugnis nachzuwei-
sen, welches auf Verlangen vorzulegen ist. 

(3) Kinder bis zum Schuleintritt sind von der 
Verpfl ichtung zum Tragen einer Maske aus-
genommen Soweit Kinder vom Schuleintritt 
bis zum Alter von 13 Jahren aufgrund der 
Passform keine medizinische Maske tragen 
können, ist ersatzweise eine Alltagsmaske zu 
tragen.

(4) Personen, die eine Verpfl ichtung zum 
 Tragen einer Maske nicht beachten, sind von 
der Nutzung der betroffenen Angebote, Ein-
richtungen und Dienstleistungen durch die 
für das Angebot, die Einrichtung oder Dienst-
leistung verantwortlichen Personen auszu-
schließen.

§ 4
Zugangsbeschränkungen, Testpfl icht

(1) Der Zugang als Besucher zu Krankenhäu-
sern, Alten- und Pfl egeheimen, besonderen 
Wohnformen der Eingliederungshilfe und 
ähnlichen Einrichtungen, stationären Ein-
richtungen der Sozialhilfe sowie Sammel-
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unterkünften für Flüchtlinge ist nur immuni-
sierten oder getesteten Personen gestattet.

(2) Liegt nach den Feststellungen des Minis-
teriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
die 7-Tage-Inzidenz der Neuinfektionen in ei-
nem Kreis oder einer kreisfreien Stadt oder 
landesweit an fünf Tagen hintereinander bei 
dem Wert von 35 oder darüber, dürfen in dem 
jeweiligen Gebiet die folgenden Einrichtun-
gen, Angebote und Tätigkeiten nur noch von 
immunisierten oder getesteten Personen in 
Anspruch genommen, besucht oder ausgeübt 
werden:

1.  Veranstaltungen einschließlich Versamm-
lungen im Sinne von Artikel 8 des Grund-
gesetzes im öffentlichen Raum, insbeson-
dere in Bildungs-, Kultur-, Sport- und 
Freizeiteinrichtungen, unter Nutzung von 
Innenräumen, Messen und Kongresse in In-
nenräumen sowie alle Sport- und Wellness-
angebote sowie vergleichbare Angebote in 
Innenräumen,

2.  Veranstaltungen im Freien mit gleichzeitig 
mehr als 2 500 aktiv Teilnehmenden, Be-
sucherinnen und Besuchern oder Zuschau-
enden (Großveranstaltungen) unter Aus-
nahme von solchen Versammlungen im 
Sinne von Artikel 8 des Grundgesetzes, bei 
denen voraussichtlich die Einhaltung eines 
Mindestabstands von 1,5  Metern sicher-
gestellt ist,

3.  körpernahe Dienstleistungen wie beispiels-
weise Friseur, Kosmetik, Körperpfl ege,

4.  gastronomische Angebote in Innenräumen, 
wenn die Nutzung sich nicht auf das bloße 
Abholen von Speisen und Getränken be-
schränkt oder bei Mensen und Kantinen 
die Versorgung der unmittelbaren Betriebs- 
oder Einrichtungsangehörigen betrifft,

5.  Beherbergungsbetriebe, wobei von nicht 
immunisierten Personen bei der Anreise 
und erneut nach jeweils weiteren vier Ta-
gen ein Test vorzulegen ist,

6.  touristische Busreisen sowie Kinder- und 
Jugend- sowie Familienerholungsfahrten 
von öffentlichen und freien Trägern der 
Kinder- und Jugendhilfe.

Die vorstehenden Beschränkungen entfallen 
wieder, wenn nach den Feststellungen des Mi-
nisteriums für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les die 7-Tage-Inzidenz der Neuinfektionen an 
fünf Tagen hintereinander unter dem Wert 
von 35 liegt. Das Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales veröffentlicht die ent-
sprechenden Feststellungen – auch unter Be-
rücksichtigung von Daten vor Inkrafttreten 
dieser Verordnung – für die Kreise und kreis-
freien Städte und das Land täglich aktuell 
unter www.mags.nrw; die Feststellungen wer-
den jeweils ab dem Tag nach dieser Veröffent-
lichung wirksam.

(3) Bei folgenden Angeboten müssen nicht 
immunisierte Personen unter den sonstigen 
Voraussetzungen des Absatzes 2 abweichend 
von § 2 Absatz 8 Satz 2 über einen PCR-Test 
verfügen:

1.  Clubs, Diskotheken und ähnlichen Ein-
richtungen sowie Tanzveranstaltungen ein-
schließlich privater Feiern mit Tanz,

2.  Bordellen, Prostitutionsstätten, Swinger-
clubs und ähnlichen Einrichtungen sowie 
bei der Erbringung und Inanspruchnahme 
sexueller Dienstleistungen außerhalb von 
Einrichtungen.

(4) Zu Sportgroßveranstaltungen dürfen 
höchstens 25 000 Zuschauende (einschließlich 
Geimpfte und Genesene) zugelassen werden, 
wobei oberhalb einer absoluten Zahl von 
5 000 Zuschauenden die zulässige Auslastung 
bei höchstens 50  Prozent der regulären 
Höchstkapazität liegen darf.

(5) Die Nachweise einer Immunisierung oder 
Testung sind beim Zutritt zu in den Absätzen 
1 bis 3 genannten Einrichtungen und Ange-
boten von den für diese Einrichtungen und 
Angebote verantwortlichen Personen oder ih-
ren Beauftragten zu kontrollieren. Deshalb 
sind bei der Inanspruchnahme oder Aus-
übung dieser Einrichtungen, Angebote und 
Tätigkeiten der jeweilige Immunisierungs- 
oder Testnachweis beziehungsweise Schüler-
ausweis und ein amtliches Ausweispapier 
mitzuführen und auf Verlangen den jeweils 
für die Kontrolle verantwortlichen Personen 
vorzuzeigen. Personen, die den Nachweis und 
bei stichprobenhaften Überprüfungen den 
Identitätsnachweis nicht vorzeigen, sind von 
der Nutzung oder Ausübung der in den Ab-
sätzen 1 bis 3 genannten Angebote, Einrich-
tungen, Veranstaltungen und Tätigkeiten 
durch die für das Angebot, die Einrichtung 
oder Veranstaltung verantwortlichen Perso-
nen auszuschließen. Wenn eine Zugangs-
kontrolle bei Veranstaltungen im Freien auf-
grund des Veranstaltungscharakters nicht er-
folgen kann, haben die für die Veranstaltung 
verantwortlichen Personen auf das Erforder-
nis eines Negativtestnachweises in Einladun-
gen und durch Aushänge hinzuweisen und 
nachweislich stichprobenartige Überprüfun-
gen durchzuführen.

(6) Bei Bildungsangeboten, Angeboten der 
Kinder- und Jugendarbeit und Sportangebo-
ten für Kinder und Jugendliche kann ein nach 
Absatz  2 bestehendes Testerfordernis durch 
einen gemeinsamen beaufsichtigten Selbsttest 
erfüllt werden; bei Veranstaltungen an mehre-
ren aufeinanderfolgenden Tagen mit einem 
festen Personenkreis genügt dabei ein min-
destens zweimal wöchentlicher Test. Die zu-
ständige Behörde kann zudem für soziale, me-
dizinische und therapeutische Einrichtungen 
und Angebote, bei denen ein niedrigschwelli-
ger Zugang angebotsspezifi sch erforderlich 
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ist, Ausnahmen von den Regelungen des Ab-
satzes 2 zulassen. 

(7) Nicht immunisierte Beschäftigte, die nach 
dem 1. Juli 2021 mindestens fünf Werktage 
hintereinander aufgrund von Urlaub und ver-
gleichbaren Dienst- oder Arbeits befreiungen 
nicht gearbeitet haben, müssen am ersten Ar-
beitstag nach dieser Arbeitsunterbrechung 
dem Arbeitgeber einen Negativtestnachweis 
(Bürgertestung oder Einrichtungstestung nach 
§ 3 und §§ 5ff. der Corona-Test-und-Quaran-
täneverordnung beziehungsweise höchstens 
48  Stunden zurückliegende Einreisetestung 
gemäß §  5 der Coronavirus-Einreiseverord-
nung vom 12. Mai 2021 (BAnz AT 12.05.2021 
V1) in der jeweils geltenden Fassung) vorlegen 
oder vor oder bei Beginn der Arbeitsaufnahme 
am ersten Arbeitstag einen dokumentierten 
beaufsichtigten Test im Rahmen der Beschäf-
tigtentestung nach §  4 der Corona-Test-und-
Quarantäneverordnung durchführen. Erfolgt 
die Arbeitsaufnahme im Homeoffice, gilt die 
Verpfl ichtung nach Satz 1 für den ersten Tag, 
an dem die Arbeit im Betrieb oder an sonsti-
gen Einsatzorten außerhalb der eigenen Häus-
lichkeit stattfi ndet. 

§ 5

Festlegung, Aufgaben und Kompetenzen 
der zuständigen Behörden

(1) Zuständige Behörden im Sinne dieser Ver-
ordnung sind die nach § 28 Absatz 1 des In-
fektionsschutzgesetzes in Verbindung mit §  6 
des Infektionsschutz- und Befugnisgesetzes 
zuständigen örtlichen Ordnungsbehörden. Sie 
werden bei ihrer Arbeit von den unteren Ge-
sundheitsbehörden und im Vollzug dieser 
 Verordnung von der Polizei im Rahmen der 
Amts- und Vollzugshilfe unterstützt.

(2) Die Bestimmungen dieser Verordnung 
gehen widersprechenden und inhaltsglei-
chen Allgemeinverfügungen der nach Ab-
satz  1 zuständigen Behörden vor; Absatz  3 
bleibt unberührt. Unbeschadet davon blei-
ben die zuständigen Behörden befugt, im 
Einzelfall auch über diese Verordnung hin-
ausgehende Schutzmaßnahmen anzuordnen; 
dies gilt ausdrücklich auch für Beschrän-
kungen des Zugangs zu Versammlungen zur 
Religionsausübung auf immunisierte und 
getestete Per sonen. Soweit Regelungen im 
Wege der Allgemeinverfügung getroffen wer-
den sollen, bedarf diese des Einvernehmens 
des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales.

(3) Ausnahmen von Geboten und Verboten 
dieser Verordnung können die zuständigen 
Behörden eigenständig nur in den ausdrück-
lich in dieser Verordnung vorgesehenen Fällen 
erteilen. Weitergehende Ausnahmen bedürfen 
der vorherigen Zustimmung des Ministeriums 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales.

§ 6
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrigkeiten werden gemäß § 73 
Absatz 2 des Infektionsschutzgesetzes mit ei-
ner Geldbuße bis zu 25 000 Euro geahndet.  

(2) Ordnungswidrig im Sinne des §  73 Ab-
satz 1a Nummer 24 in Verbindung mit §§ 32, 
28 Absatz  1 Satz  1 und 2 des Infektions-
schutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1.  entgegen §  2 Absatz  3 eine dort genannte 
Einrichtung ohne vorherige Vorlage des ge-
forderten Hygienekonzeptes öffnet,

2.  entgegen §  3 trotz Verpfl ichtung keine 
Maske trägt,

3.  entgegen § 4 Absatz 1 bis 3 an einem dort 
genannten Angebot teilnimmt oder eine 
dort genannte Einrichtung nutzt oder be-
sucht, ohne immunisiert zu sein oder über 
den geforderten Testnachweis zu verfügen,   

4.  entgegen § 4 Absatz 5 einen fremden oder 
gefälschten Test- oder Immunisierungs-
nachweis verwendet, um ein Angebot zu 
nutzen oder durchzuführen,

5.  entgegen §  4 Absatz  5 als verantwortliche 
Person die erforderlichen Kontrollen der 
Test- und Immunisierungsnachweise nicht 
sicherstellt oder nicht immunisierten oder 
nicht getesteten Personen entgegen § 4 Ab-
satz  1 bis 3 Zugang zu einer Einrichtung 
oder einem Angebot gewährt,

6.  entgegen § 4 Absatz 7 als Beschäftigte oder 
Beschäftigter nach der Arbeitsunterbre-
chung den Testnachweis nicht vorlegt be-
ziehungsweise den Test im Rahmen der Be-
schäftigtentestung nicht durchführt oder 
als Arbeitgeberin oder Arbeitgeber die 
Kontrolle der Testnachweise beziehungs-
weise die Testdurchführung nicht sicher-
stellt, ohne dass es zusätzlich einer Zuwi-
derhandlung gegen eine vollziehbare An-
ordnung auf Grund dieser Verordnung 
bedarf. Satz 1 gilt nur, soweit nicht gemäß 
§ 5 Absatz 3 reduzierte Schutzmaßnahmen 
in Kraft gesetzt sind.

(3) Ordnungswidrig im Sinne des §  73 Ab-
satz  1a Nummer  6 in Verbindung mit §§  32, 
28 Absatz  1 Satz  1 und 2 des Infektions-
schutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig einer vollziehbaren Anordnung 
zuwider gegen eine andere, nicht in Absatz 2 
genannte Regelung dieser Verordnung ver-
stößt. Die Vollziehbarkeit solcher Anordnun-
gen der örtlichen Ordnungsbehörden, der 
 Polizei und der Bundespolizei besteht unmit-
telbar kraft Gesetzes (für die örtlichen Ord-
nungsbehörden: § 28 Absatz 3 in Verbindung 
mit § 16 Absatz 8 des Infektionsschutzgeset-
zes; für die Polizei und die Bundespolizei: 
§ 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 der Verwal-
tungsgerichtsordnung).
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§ 7

Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Evaluation

(1) Diese Verordnung tritt am 20. August 2021 
in Kraft und mit Ablauf des 17. September 
2021 außer Kraft. 

(2) Die Landesregierung überprüft die Erfor-
derlichkeit und Angemessenheit der Regelun-
gen fortlaufend und passt die Regelungen ins-
besondere dem aktuellen Infektionsgeschehen 
und den aktuellen wissenschaftlichen Er-
kenntnissen zum Verlauf der Covid-19-Pande-
mie an. Steigen die relevanten Parameter er-
heblich an, können weitergehende Schutz-

maßnahmen auch kurzfristig angeordnet 
werden, ohne dass ein Vertrauen auf den Be-
stand der Regelungen dieser Verordnung ge-
schützt ist.

Düsseldorf, den 17. August 2021

Der Minister für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Karl-Josef  L a u m a n n
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Anlage „Hygiene- und Infektionsschutzregeln“  
zur CoronaSchVO NRW 

 
 
Die nachfolgenden Hygiene- und Infektionsschutzregeln fassen die Grundregeln zu-
sammen, die von Privatpersonen zur Vermeidung von Infektionen in möglichst allen Le-
bensbereichen beachtet werden sollten und von den verantwortlichen Personen für An-
gebote und Einrichtungen, die für Kunden- oder Besucherverkehre geöffnet sind, ver-
pflichtet beachtet werden müssen. 

Die nachfolgenden Regeln bilden nur die Empfehlungen und Verpflichtungen ab, die 
sich aus dem Infektionsschutzgesetz des Bundes und der Coronaschutzverordnung des 
Landes Nordrhein-Westfalen ergeben. Ggf. weitergehende Pflichten zum Infektions-
schutz bzw. zur Hygiene aus anderen Rechtsvorschriften (z. B. dem Arbeitsschutzrecht) 
müssen ebenfalls und ggf. auch darüber hinaus beachtet werden.  

I. Allgemeine Verhaltensregeln zum Infektionsschutz 

Jeder in die Grundregeln des Infektionsschutzes einsichtsfähigen Person wird in allen 
Lebensbereichen die Umsetzung der folgenden Verhaltensregeln dringend empfohlen; 
dies gilt ausdrücklich auch für immunisierte Personen: 
 

1. Kein Kontakt mit anderen bei typischen Symptomen einer Coronainfektion! 

Ein Kontakt mit anderen Personen sollte unbedingt vermieden werden, wenn typi-
sche Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 oder eine akute 
Infektion vorliegen. In diesen Fällen sollte schnellstmöglich ein Coronatest durchge-
führt werden. 

2. Möglichst 1,5 Meter Abstand zu fremden Personen einhalten! 

Bei Begegnungen mit fremden Personen und auch bei zufälligen kurzen Kontakten 
mit Bekannten sollte ein Mindestabstand von 1,5 Metern eingehalten werden. Jeder 
nähere Kontakt birgt ein Infektionsrisiko und kann für nicht immunisierte Personen 
beim Kontakt mit infizierten Personen zu einer Quarantänepflicht führen. Die Ab-
standsregel sollte vor allem bei flüchtigen Zufallskontakten eingehalten werden.  

Verzichtbar ist der Mindestabstand dagegen dort, wo die Coronaschutzverordnung 
andere Schutzmaßnahmen wie eine Zugangsbeschränkung auf immunisierte und ge-
testete Personen vorsieht (z.B. bei Kulturveranstaltungen, Innengastronomie) oder 
wo sich der unmittelbare Kontakt an festen Plätzen auf eine begrenzte Personenzahl 
bezieht. 

3. Allgemeine Hygieneregeln unbedingt beachten! 

Regelmäßiges gründliches Händewaschen – gerade nach Kontakt mit anderen Per-
sonen oder einem Aufenthalt im öffentlichen Raum – sowie die Vermeidung der Aus-
breitung möglicher eigener Infektionen durch Niesen in die Armbeuge und die Ver-
meidung von Körperkontakt zu fremden Personen sollten unbedingt fortgeführt wer-
den, solange die Corona-Infektionen sich ausbreiten. 
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4. Maskentragen bei Nichteinhaltung von Mindestabständen! 

Dort, wo die Mindestabstände zu anderen Personen nicht eingehalten werden kön-
nen und keine anderen Schutzmaßnahmen greifen, sollte zum Schutz vor einer An-
steckung durch Tröpfcheninfektionen auch dann eine Maske getragen werden, wenn 
die Coronaschutzverordnung dies nicht ausdrücklich verpflichtend vorschreibt. Auch 
im Außenbereich ist bei nahen Begegnungen eine Tröpfcheninfektion mit der Delta-
Variante möglich. 

 
II. Verbindliche Hygieneregeln zum Betrieb von Angeboten und Einrichtungen 

Von Angeboten und Einrichtungen, die für Kunden- oder Besucherverkehre geöffnet 
sind, sind folgende Hygieneanforderungen verpflichtend umzusetzen:  

1. Allgemeine Hygieneanforderungen 

Sicherzustellen sind 

a) die Bereitstellung einer ausreichenden Anzahl von Gelegenheiten zum Händewa-
schen beziehungsweise zur Händehygiene, insbesondere in Eingangsbereichen 
von gastronomischen Einrichtungen, 

b) die regelmäßige infektionsschutzgerechte Reinigung aller Kontaktflächen und Sani-
tärbereiche in Intervallen, die den besonderen Anforderungen des Infektionsschut-
zes Rechnung tragen, 

c) die infektionsschutzgerechte Reinigung von körpernah eingesetzten Gegenständen 
oder Werkzeugen nach jedem Gast-/Kundenkontakt,  

d) das Spülen des den Kundinnen und Kunden zur Verfügung gestellten Geschirrs bei 
mindestens 60 Grad Celsius, nur ausnahmsweise sind niedrigere Temperaturen mit 
entsprechend wirksamen Tensiden beziehungsweise Spülmitteln ausreichend, 

e) das Waschen von gebrauchten Textilien und ähnlichem bei mindestens 60 Grad 
Celsius, wobei insbesondere Handtücher, Bademäntel und Bettwäsche nach jedem 
Gast- beziehungsweise Kundenkontakt zu wechseln und ansonsten Einmalhandtü-
cher zu verwenden sind, und 

f) gut sichtbare und verständliche Informationen zum infektionsschutzgerechten Ver-
halten durch Informationstafeln oder ähnliches. 

Zur infektionsschutzgerechten Handhygiene, Reinigung oder Wäsche sind Produkte zu 
verwenden, die aufgrund einer fettlösenden oder mindestens begrenzt viruziden Wir-
kung das SARS-CoV-2-Virus sicher abtöten. Buchstabe a gilt nicht für Angebote und 
Einrichtungen des öffentlichen Personenverkehrs. 
 
2. Besondere Hygieneanforderungen 

Für Innenräume, die für Kunden- und Besucherverkehre geöffnet sind, ist der Zugang 
so zu begrenzen, dass die Einhaltung des Mindestabstands von 1,5 Metern zwischen 
fremden Personen regelmäßig sichergestellt ist. Bei Einrichtungen und Veranstaltun-
gen, bei denen durch andere Schutzmaßnahmen (insbesondere die Zugangsbeschrän-
kung auf Immunisierte und Getestete) die Nutzung von festen Plätzen ohne Mindestab-
stand ermöglicht wird, ist die dadurch mögliche höhere Personenzahl zulässig. 
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Zur Vermeidung von über Aerosole vermittelten Infektionen ist eine dauerhafte oder 
mindestens regelmäßige Durchlüftung mit kurzen Lüftungsintervallen sicherzustellen. 
Soweit dies nicht möglich ist oder auch zusätzlich, kann eine Luftfilteranlage eingesetzt 
werden, die eine Reduzierung der Virenlast unter Berücksichtigung der Raumgröße si-
cherstellt. Die Intensität der Lüftung oder Luftfilterung und die Lüftungsintervalle sind 
der Anzahl der regelmäßig im Raum anwesenden Personen sowie den von ihnen aus-
geübten Tätigkeiten, zum Beispiel sportliche Betätigung, Singen oder Musizieren mit er-
höhtem Aerosolausstoß, anzupassen. Soweit andere Behörden, zum Beispiel Behörden 
des Arbeitsschutzes, der Schul- oder Bauaufsicht, Vorgaben zur Belüftungssituation 
machen, sind diese zusätzlich verbindlich zu berücksichtigen. Die zuständigen Behör-
den können zusätzliche oder abweichende Vorgaben zur Belüftungsregelung anhand 
der konkreten Situation des Einzelfalls, zum Beispiel aus Sicherheitsgründen, machen. 

– GV. NRW. 2021 S. 958
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